GEMEINDE KARLSBAD




    VORLAGE NR. VIII/590

[image: image1.png]A‘K\ GEMEINDE
E(ARLS BAD)| uezrer,

‘ erholen














ÖFFENTLICHE 

SITZUNG DES GEMEINDERATES

am Mittwoch, 08. März 2006

in der Aula der Schwarzwaldschule 

in Karlsbad-Ittersbach

TOP 5

Beratung und Beschlussfassung über die Anwendung der Satzung zur Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen bei Wahlen

Am Sonntag, 26. März 2006, werden in Baden-Württemberg in insgesamt 70 Wahlkreisen die Mitglieder des neuen Landtags gewählt. Die Gemeinde Karlsbad gehört zum Wahlkreis 31 Ettlingen. Neben 17 allgemeinen Wahlbezirken sind darüber hinaus in Karlsbad zwei Briefwahlausschüsse eingerichtet. Der Wahlvorstand in jedem Wahlbezirk setzt sich aus 6 Mitgliedern und in den Briefwahlvorständen aus 9 Mitgliedern zusammen. 

Für die Übernahme eines Wahlehrenamtes erhalten die Mitglieder der Wahlvorstände nach § 17 Absatz 1 LWG in Verbindung mit § 9 Absatz 2 der LWO ein Zehrgeld in Höhe von 16 Euro, das im Rahmen der Kostenerstattung vom Land ersetzt wird.

Gängige Praxis in Karlsbad ist, dass die ehrenamtlich Tätigen bei Wahlen gemäß der Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeiten honoriert werden. Nachdem die Satzung der Gemeinde Karlsbad nur bei Kommunalwahlen anzuwenden ist, muss für die Landtagswahl - das galt auch für die zurückliegende Bundestagswahl - ein Beschluss des Gemeinderates herbeigeführt werden. Um eine dauerhafte Regelung zu treffen, damit lässt sich das Einholen des Gemeinderatsvotums für jede überörtliche Wahl vermeiden, sollte die Satzung zur Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen bei Wahlen generell Anwendung finden.

In den meisten Kreisgemeinden wird so verfahren.

Für die Entschädigung wurde ein Durchschnittssatz ermittelt, der nach § 1 der Gemeindesatzung bei einer zeitlichen Inanspruchnahme von mehr als 5 bis 8 Stunden auf 30 Euro festgelegt ist.

Bei einer Wahldauer von insgesamt 10 Stunden in zwei Schichten beträgt der Wahldienst für jeden Wahlhelfer fünf Stunden; dazu kommen noch das Einweisen und die Auszählung mit einer Stunde, so dass der Erstattungsbetrag für jeden Wahlhelfer 30 Euro ausmacht.

Antrag der Verwaltung:

Der Gemeinderat wird gebeten, die Anwendung der Satzung zur Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen bei Wahlen zu beschließen.

Vermerke der Verwaltung:
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TOP vertagt

TOP behandelt Abstimmung:
ja:
        nein                    enthalten:

Sonstiges:____________________________________________________________(Bach)
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